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Beispielsatzung für einen Trägerverein einer christlichen Schule / Kita
Stand: 21.1.2024


Dieser Mustersatzung kann nur als Anregung dienen, da jede Fallgestaltung zu individuell ist und entsprechend auch einen maßgeschneiderten Rechtsträger bedarf. Eine Haftung kann nicht übernommen werden. 
In jedem Fall muss eine Vorprüfung beim zuständigen Finanzamt VOR der endgültigen Beschlussfassung und Einreichen beim zuständigen Vereinsregister erfolgen.
Über Rückmeldungen – positive wie negative oder ergänzender/korrigierender Art – freuen wir uns sehr: Generalsekretaer@VEBS.de.

Wichtig: Gelb markierte Passagen sind amtlich vorgeschrieben und sollten nicht geändert werden! 





Satzung
des Vereins „Freie Christliche Bildung Beispielstadt e.V.“

Präambel

„Bewahrt die Worte, die ich euch heute sage, im Herzen! 
Prägt sie euren Kindern ein! 
Redet immer und überall davon, ob ihr zu Hause oder unterwegs seid, 
ob ihr euch schlafen legt oder aufsteht.
5. Buch Mose 6,6f

Die Gründungsmitglieder beabsichtigen, christliche Bildung und Erziehung zu fördern, insbesondere in Kindertagesstätten, Schulen und ähnlichen Einrichtungen.
Die Gründer haben ein gemeinsames evangelisches Bekenntnis, das die Grundlage für die Arbeit des Vereins sein soll. Dieses Bekenntnis ist in § 3 dieser Satzung beschrieben.
Das darin beschriebene Welt- und Menschenbild geht davon aus, dass das Universum, die Erde und das Leben von Gott geschaffen wurden und dass Gott sich in der Bibel den Menschen offenbart. 
Die Gebote Gottes und die Liebe von Jesus Christus sind die Grundlage, auf der Kindern und Jugendlichen Orientierung vermittelt werden soll. 
Die Orientierung der Bildungsinhalte am Deutungsrahmen der Bibel soll Schüler zur Auseinandersetzung mit anderen Deutungskonzepten befähigen. 
Dabei wird erwartet, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen maßgeblich auch durch ihr Vorbild und die Echtheit ihres Glaubens und ihrer persönlichen Christusnachfolge prägen.
Getragen werden die Bildungseinrichtungen neben dem täglichen Einsatz ihrer Mitarbeiter vom ehrenamtlichen Dienst der Eltern und Freunde. Besonders wichtig sind das Gebet und die Unterstützung derer, die sich durch Gott in den Dienst für die Kinder stellen lassen.
Das Gelingen hängt vom Segen Gottes ab. Mit seiner Kraft und seiner Hilfe sollen gerade der Schulalltag an der frohen Botschaft Jesu Christi ausgerichtet und den Kindern eine Lebens- und Glaubensbeziehung zu Jesus Christus erschlossen werden.
 
§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr
(1) Der Verein führt den Namen „Freie Christliche Bildung Beispielstadt“ und soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er den Zusatz „e.V.“.
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Beispielstadt.
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
§ 2 Zweck
Zweck des Vereins ist die Förderung der Jugendhilfe sowie die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe im Sinne des § 52 Abgabenordnung und die Unterstützung von bedürftigen Menschen im Sinne des § 53 Abgabenordnung.
Die Vereinszwecke werden insbesondere verwirklicht durch 
a) Die Errichtung und das Betreiben von christlichen Kindergärten und Bekenntnisschulen in allen Schularten und Schulstufen zur Verwirklichung der genannten Bildungs- und Erziehungsziele.
b) Unterstützung von bedürftigen Menschen im Sinne des § 53 Nr. 2 AO im Rahmen seiner Möglichkeiten durch Zuzahlungsbefreiung für bedürftige Eltern.

§ 4 Bekenntnis
(1) Glaubensgrundlage ist die Bibel, das Apostolische Glaubensbekenntnis und die gemeinsame Basis des Glaubens der Deutschen Evangelischen Allianz:
a) Das Apostolische Glaubensbekenntnis:
Ich glaube an Gott, den Vater, den Allmächtigen,
den Schöpfer des Himmels und der Erde;
und an Jesus Christus,
seinen eingeborenen Sohn, unseren Herrn,
empfangen durch den Heiligen Geist,
geboren von der Jungfrau Maria,
gelitten unter Pontius Pilatus,
gekreuzigt, gestorben und begraben,
hinabgestiegen in das Reich des Todes,
am dritten Tage auferstanden von den Toten,
aufgefahren in den Himmel;
er sitzt zur Rechten Gottes, des allmächtigen Vaters;
von dort wird er kommen,
zu richten die Lebenden und die Toten.
Ich glaube an den Heiligen Geist,
die heilige allgemeine christliche Kirche,
Gemeinschaft der Heiligen, Vergebung der Sünden,
Auferstehung der Toten und das ewige Leben. Amen


b) Die Deutsche Evangelische Allianz, als ein Netzwerk von Christen, bekennt sich zu folgenden Überzeugungen:
· Wir glauben an den dreieinen Gott, Vater, Sohn und Heiliger Geist. Er hat die Welt erschaffen, er liebt sie und erhält sie. Darin zeigt er seine Souveränität und Gnade.
· Der Mensch besitzt als Ebenbild Gottes eine unverwechselbare Würde. Er ist als Mann und Frau geschaffen. Er ist durch Sünde und Schuld von Gott getrennt. 
· Jesus Christus, der Mensch gewordene Sohn Gottes, ist stellvertretend für alle Menschen gestorben. Sein Opfertod allein ist die Grundlage für die Vergebung von Schuld, für die Befreiung von der Macht der Sünde und für den Freispruch in Gottes Gericht. 
Jesus Christus, durch Gott von den Toten auferweckt, ist der einzige Weg zu Gott. Der Mensch wird allein durch den Glauben an ihn durch Gottes Gnade gerecht gesprochen. 
· Durch den Heiligen Geist erkennen Menschen Gott. Der Heilige Geist schafft durch die Wiedergeburt neues Leben und befähigt die Gläubigen, nach Gottes Willen zu leben. Er schenkt ihnen Gaben zum Dienen. 
· Jesus Christus baut seine weltweite Gemeinde. Er beruft und befähigt die Gläubigen, das Evangelium zu verkündigen und liebevoll und gerecht zu handeln. 
· Jesus Christus wird für alle sichtbar in Macht und Herrlichkeit wiederkommen, die Lebenden und die Toten richten und das Reich Gottes vollenden. Er wird einen neuen Himmel und eine neue Erde schaffen. 
· Die Bibel, bestehend aus den Schriften des Alten und Neuen Testaments, ist Offenbarung des dreieinen Gottes. Sie ist von Gottes Geist eingegeben, zuverlässig und höchste Autorität in allen Fragen des Glaubens und der Lebensführung.


 Die Mitglieder des Vereins und aller Vereinsorgane sowie alle Lehrkräfte und erzieherisch Tätigen müssen das oben beschriebene Bekenntnis teilen. Der Vorsitzende kann eine spätere Wiederholung dieser Erklärung jederzeit und ohne Angabe von Gründen verlangen.
(3)	Die Erziehungsberechtigten von Schülern sollen das oben beschriebene Bekenntnis teilen oder kennenlernen wollen. 
§ 4 Gemeinnützigkeit
1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  
4) Angemessene und nachgewiesene Auslagen für die Förderung der satzungsgemäßen Zwecken werden vom Verein auf Anforderung erstattet. 
5) Bei Bedarf können Vereinsämter entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG (Ehrenamtspauschale) ausgeübt werden. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit trifft der Vorstand, bei Vorstandsmitgliedern die Mitgliederversammlung.
6) Für entgeltlich tätige Mitglieder und Vorstände soll die Haftungsbefreiung gemäß § 31 a und § 31 b BGB (Haftungsbefreiung von Vorstandsmitgliedern und Mitgliedern) auch unabhängig von der Höhe des Entgeltes entsprechend gelten.
7) Es soll auf Kosten des Vereins eine Vermögensschadenshaftpflichtversicherung sowohl für den Verein als auch für die Mitglieder der Vereinsorgane abgeschlossen werden.        
8) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Verband Evangelischer Bekenntnisschulen e.V., der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

§ 5 Mitglieder
1. Mitglied des Vereins kann jede volljährige natürliche Person werden, welche die in der Präambel beschriebenen Grundsätze und Absichten bejaht sowie das in § 3 (1) beschriebene Bekenntnis teilt.
Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand mit ¾-Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein besteht nicht. Eine Ablehnung muss nicht begründet werden, sie ist nicht anfechtbar.
Arbeitnehmer des Vereins sollen nur in begründeten Fällen Mitglied werden. Sofern sie Mitglied sein sollten, endet die Mitgliedschaft von Arbeitnehmern des Vereins automatisch bei Kündigung des Arbeitsverhältnisses oder mit dem Tag der Freistellung.
Über die Mitglieder wird ein Verzeichnis geführt. Änderungen der Kontaktdaten, insbesondere auch einer gültigen Email-Adresse, haben die Mitglieder unverzüglich dem Vorstand mitzuteilen. 
Der Austritt aus dem Verein ist jederzeit zulässig. Er erfolgt durch Erklärung in Textform gegenüber dem Vorstand. 
Ein Mitglied kann von der Mitgliederliste gestrichen werden, 
a. wenn es mit der Zahlung seines fälligen Jahresbeitrages mindestens ein Jahr im Rückstand ist und einmal in Textform gemahnt wurde oder
b. wenn es auch nach Anforderung die notwendigen Kontaktdaten nicht erbringt
c. wenn es mehr als zweimal unentschuldigt nicht an einer Mitgliederversammlung teilnimmt.
Ein Mitglied kann aus wichtigem Grunde durch Vorstandsbeschluss ausgeschlossen werden. Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von drei Wochen nach schriftlicher Mitteilung des Ausschlusses Berufung eingelegt werden, über den die nächste Mitgliederversammlung abschließend entscheidet. Die Berufung ist zu begründen. Soweit dieser Rechtsbehelf nicht oder nicht rechtzeitig genutzt oder ohne Begründung erfolgt oder aber der Beschluss bestätigt wird, unterwirft sich das Mitglied diesem Beschluss. Hierauf soll in dem Ausschließungsbeschluss hingewiesen werden. Die Mitgliedsrechte ruhen bis zum Fristablauf bzw. zur endgültigen Entscheidung vollständig; entsprechend ist das Mitglied in der Versammlung auch nicht anwesend.
Der Vorstand kann in geeigneten Fällen anstelle eines Ausschlusses auch das vollständige oder teilweise Ruhen aller Mitgliedsrechte anordnen; ein Ruhen der Pflichten ist damit nicht zwangsläufig verbunden.
[bookmark: OLE_LINK46]Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis. Eine Rückgewähr von Spenden oder Sacheinlagen sowie eine Entschädigung für im Rahmen des Vereinslebens erbrachte sonstige Leistungen sind ebenso ausgeschlossen wie ein Anspruch auf einen Anteil am Vereinsvermögen. Der Anspruch des Vereins auf rückständige Beitragsforderungen bleibt hiervon unberührt.
Das sich in den Händen des ausgeschiedenen Mitgliedes befindliche Eigentum des Vereins wie Schriftgut, Verwaltungsunterlagen, Datensätze und Ausrüstung, muss dem Verein unverzüglich geordnet zurückgegeben werden. Soweit Mitglieder mit Ämtern und Aufgaben betraut waren, sind sie verpflichtet, mit der Übergabe Rechenschaft abzulegen.

§ 6 Organe
(1) Die Organe des Vereins sind 
a) die Mitgliederversammlung und 
b) der Vorstand.

(2) Dem Verein steht es frei, sich dem Verband Evangelischer Bekenntnisschulen e.V. (VEBS) anzuschließen. 

§ 7 Mitgliederversammlung
(1)	Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig:
a) Satzungsänderungen
b) Festlegung einer Beitragspflicht und Beschluss über die Höhe des Beitrages
c) Wahl des Vorstands 
d) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands und des Berichts der Rechnungsprüfer
e) Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung
f) Genehmigung des Jahresabschlusses sowie Entlastung des Vorstands
g) Genehmigung des Haushalts- und Investitionsplans
h) Wahl der Rechnungsprüfer.
 (2)	Mindestens einmal im Jahr soll eine Mitgliederversammlung stattfinden. Der Vorstand kann jederzeit weitere Mitgliederversammlungen einberufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung von einem Viertel aller Mitglieder schriftlich unter Angabe der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Eine Mitgliederversammlung wird vom Vorstand mit einer Frist von zwei Wochen in Textform (Email) unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt einem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte Adresse, die vom Mitglied dem Verein in Textform bekannt gegeben wurde, gerichtet ist. 
Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest.
(3)	Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden oder, bei dessen Verhinderung, einem anderen vom Vorstand hierzu bestimmten Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, kann die Versammlung aus ihrer Mitte den Leiter wählen. 
Bei Wahlen oder anderer Fälle eines möglichen Interessenkonflikts kann die Versammlungsleitung für die Dauer der Beschlussfassung und der vorhergehenden Diskussion einem von der Mitgliederversammlung gewählten Ausschuss übertragen werden. 
(4)	Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel der Vereinsmitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit Ladungsfrist gemäß Absatz 2 und mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen; diese ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.
In der Mitgliederversammlung hat jedes anwesende Mitglied eine Stimme. 
(5)	Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand textlich (Email) beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der Vorstand hat die Mitglieder unverzüglich darüber zu informieren. 
(6) Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen erforderlich.
(7) Beschlüsse können nur zu Tagesordnungspunkten gefasst werden, die mit der Einladung zur Versammlung oder nach Ablauf der Frist gemäß Absatz 5 bekannt gegeben oder gemäß Absatz 6 beschossen worden sind.
(8) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss aber schriftlich (mit verdeckten Stimmzetteln) durchgeführt werden, wenn mindestens 10% der bei der Abstimmung anwesenden Mitglieder dies beantragen. 
Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Ja-Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben dabei außer Betracht.
 (9)	Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom Versammlungsleiter und einem von Versammlungsleiter hierzu berufenen Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
(10) Die Mitgliederversammlung kann auch vollständig als sog. virtuelle Versammlung durchgeführt werden. Eine Kombination von Präsenzversammlung und virtueller Versammlung ist ebenfalls zulässig (hybride Versammlung). Dabei üben die Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektronischen Kommunikation (insbesondere mittels Video- oder Telefonkonferenz) aus. Der Vorstand hat dabei sicherzustellen, dass durch entsprechende Zugangsbeschränkungen nur Vereinsmitglieder teilnehmen können; für die Durchführung der virtuellen/hybriden Versammlung ist es erforderlich, dass alle Mitglieder gleichzeitig unter Nutzung elektronischer Kommunikationsmittel anwesend sind. Der Vorstand entscheidet über die Form der Mitgliederversammlung und teilt dies den Mitgliedern in der Einladung mit.
(11) Sollte die Mitgliederversammlung als hybride Versammlung abgehalten werden, ist dafür Sorge zu tragen, dass es durch geeignete technische Vorrichtungen den virtuell anwesenden Mitgliedern in gleicher Weise, wie den physisch anwesenden Mitgliedern möglich ist, die Mitgliederversammlung zu verfolgen, Fragen und Anträge zu stellen sowie sich an den Abstimmungen zu beteiligen. Das Nähere regelt eine vom Vorstand festzusetzende Wahlordnung.
§ 8 Vorstand
(1) Dem Vorstand obliegt die Führung der Geschäfte des Vereins. 
(2) Der vertretungsberechtigte Vorstand nach § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und dem Schatzmeister. Jeder von ihnen ist einzeln zur gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung berechtigt.
(3) Im Innenverhältnis benötigt jedes der Vorstandsmitglieder vor jeder wichtigen Unterschriftsleistung die textliche oder schriftliche Zustimmung / Gegenzeichnung eines weiteren Vorstandsmitgliedes. Diese Beschränkung im Innenverhältnis soll nicht in das Vereinsregister eingetragen werden.
(4) Für jedes Amt erfolgt ein separate schriftliche Wahl (mit verdeckten Stimmzetteln). Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Ja-Stimmen in seiner Wahl erreicht. 
(5) Jedes Vorstandsmitglied ist für zwei Jahre gewählt, es bleibt bis zu seiner Wiederwahl oder zu einer Neuwahl eines Nachfolgers im Amt.
(6) Vorstandssitzungen können in Textform, auf elektronischem Weg, per Videoübertragungen (virtuelle Sitzung) oder auch in Mischformen durchgeführt werden, wenn nicht mindestens ein Drittel der Vorstandsmitglieder eine Präsenssitzung verlangen.
(7) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mit mindestens zweiwöchiger Frist in Textform geladen wurde und mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend/beteiligt sind.
(8) Stimmen alle Mitglieder zu, kann auf Form und Frist verzichtet werden. 
(9) Vorstandssitzungen werden in der Regel von dem Vorsitzenden geleitet.
(10) Bei nicht gegebener Beschlussfähigkeit ist unverzüglich mit zweiwöchiger Ladungsfrist in Textform eine neue Sitzung einzuberufen. An diesem Ersatztermin ist der Vorstand ohne Rücksicht auf das vorher beschriebene Quorum beschlussfähig, darauf ist in der Einladung hinzuweisen. 
(11) Der Vorstand entscheidet mit Mehrheit der Anwesenden, wobei in der Vorstandsarbeit jedes Mitglied unabhängig von seinen sonstigen Vertretungsvollmachten stets nur eine Stimme hat. 
Enthaltungen zählen nicht mit, bei Stimmengleichheit von ja- und Nein-Stimmenist ein Antrag abgelehnt.
(12) Der Vorstand, insbesondere der Vorsitzende, ist verantwortlich für 
a) die Vorbereitung der Mitgliederversammlungen,
b) die Vorbereitung der Vorstandssitzungen,
c) die Kontrolle der finanziellen Situation, insbesondere der Liquidität,
d) das Erstellen eines Haushaltsplan- und Aktivitätenplans,
e) die Erstellung des Rechnungsabschlusses
f) Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung.
(13) Das Protokoll soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten, es soll von dem vom Vorstand bestimmten Protokollanten und vom Versammlungsleiter unterschrieben werden.
(14) Vorstandsmitglieder können auf Beschluss der Mitgliederversammlung auch hauptamtlich tätig werden und für ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhalten. 
(15) Die Mitglieder der Organe sind zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben verpflichtet. 

§ 9 Satzungsänderungen
(1) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen, sie bedürfen keiner Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. Sie sind den Mitgliedern unverzüglich in Textform (Email) mitzuteilen.
(2) Beschlussvorschläge zu späteren Satzungsänderungen müssen den Mitgliedern mindestens vier Wochen vor der Mitgliederversammlung mit Vorlage der vorgeschlagenen Fassung in Textform bekannt gegeben werden, die Einladungsfrist beträgt in diesem Fall vier Wochen. Die Mitgliederversammlung darf davon abweichende Formulierungen beschließen. Absatz 3 und § 10 sind zu beachten.
Der Beschluss der Mitgliederversammlung für diese Satzungsänderungen bedarf einer Mehrheit von drei Viertel der Ja-Stimmen (Enthaltungen zählen nicht mit), wobei mindestens zwei Drittel der Mitglieder anwesend sein müssen.
(3) Änderungen der Präambel und der Paragrafen 2 (Zweck) und 3 (Bekenntnis) muss der Verband Evangelische Bekenntnisschulen e.V., Karlsruhe, schriftlich zustimmen (Sonderrecht nach § 35 BGB). In der Mitgliederversammlung benötigen Änderungen der Präambel und der Paragrafen 2 (Zweck) und 3 (Bekenntnis) zudem - abweichend von der gesetzlichen und der in Absatz 2 festgelegten Regelung - der Zustimmung von 90% aller Mitglieder; diese Zustimmung kann auch bereits im Vorfeld und bis zu 2 Wochen nach der Versammlung noch in Textform erklärt werden.


§ 10 Sonderrecht nach § 35 BGB

Der Verband Evangelische Bekenntnisschulen e.V., Karlsruhe, besitzt das Sonderrecht (§ 35 BGB), das eine Satzungsänderung von Präambel sowie der §§ 2 (Zweck) und 3 (Bekenntnis) – siehe § 9 Absatz 3 – nur möglich sind, wenn er zustimmt. Dieses Sonderrecht darf ihm nicht ohne seine Zustimmung entzogen werden. 


§ 11 Auflösung des Vereins
(1)	Die Auflösung des Vereins kann von der Mitgliederversammlung bei Anwesenheit von mindestens zwei Drittel der Mitglieder mit einer Mehrheit von vier Fünftel der gültigen Stimmen beschlossen werden. Die Einladungsfrist beträgt in diesem Fall 6 Wochen.
(2)	Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1. Vorsitzende und stellvertretenden Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.
(3) Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.


Die Satzung wurde in der Gründungsversammlung in ______ am ______ errichtet.
(Es folgen mindestens sieben Unterschriften von Vereinsmitgliedern, unter anderem dem Versammlungsleiter und dem Protokollführer.)
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